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Des Schweizers liebstes Europa
Der Europa-Park feiert sein 50-jähriges Bestehen – eine kleine Würdigung des helvetischen Sehnsuchtsorts

SEBASTIAN BRIELLMANN

Warum genau der durchschnittliche
Schweizer zum wohl wichtigsten
Gästetyp des Europa-Parks geworden
ist – und das Vergnügungsmekka um-
gekehrt zu einem helvetischen Sehn-
suchtsort –, kann nicht einmal Roland
Mack, Gründer und Patron, präzise
diagnostizieren. Die meistgehörte
Theorie dürfte aber nicht ganz falsch
sein: weil der Schweizer dort tun kann,
was er sonst nicht darf; ein Treue-
bekenntnis zu Europa abgeben, ohne
dass er sich um die EU-Frage küm-
mern muss.Weil ein Europa präsentiert
wird, das unserem Ideal nahekommt.
Kulturelle Unterschiede, ja, bitte,
aber mit Grenzen, in Länder unterteilt,
ganz zwanglos.

Mack erzählte einmal eine Anek-
dote, die dieser Beschreibung zumin-
dest nahekommt. Über zwanzig Jahre
ist es her, dass er Christoph Blocher das
Bräkers Globe Theatre imToggenburg
abgekauft hat. Danach, sagte Mack,
habe die «Tagesschau» den SVP-Doyen
erstaunt gefragt: «Wieso machen Sie
als vehementer EU-Kritiker mit Euro-
päern grosse Geschäfte?» Blocher
habe den Interviewer belehrt und ge-
sagt, es gehe hier nicht um die EU, son-
dern um Europa,wovon er – zumindest
aus geografischer Sicht – noch nie ein
Gegner gewesen sei. Mack sagt: «Ich

denke, dass dies auch der Schweizer so
sieht.Wir haben ja auch Themenberei-
che, die nicht in der EU sind.»

Kein Angaben zum Gewinn

Der Europa-Park in Rust, eine knappe
Stunde von Basel entfernt, ist, so viel
steht fest, zum «Freizeitpark der Schwei-
zer» geworden.Nun,da er seinen 50.Ge-
burtstag feiert, gilt das mehr denn je.

Zufall ist das kaum. Schweizer sind
nicht nur loyale, sondern auch zahlungs-
kräftige Kunden. Sie werden denn auch

umworben: Seit Jahrzehnten gibt es eine
eigene Repräsentanz in der Schweiz.
Ihnen fällt es wohl auch leichter, die
stark angestiegenen Preise zu bezah-
len: Kostete ein Eintritt in den Park vor
zehn Jahren noch 42 Euro 50, sind es
heute 73 Euro.

Die Kundenpflege lohnt sich.Die Be-
sitzerfamilie Mack schweigt sich über

Umsatz und Gewinn seit einem hal-
ben Jahrhundert aus – eine Studie der
Universität St. Gallen hat in diesem
Jahr aber errechnet, dass die Umsätze
bei rund einer Milliarde Franken liegen
dürften. Nicht wenig davon fliesst aus
der Schweiz nach Rust. Für die Region
ist das bedeutend: 10 000 Arbeitsplätze
rechnet die Studie direkt und indirekt
dem Europa-Park zu.

Eine eigene Welt – wie das Wallis

Die Schweizer sind dankbare, treue Kun-
den. Jeder fünfte Besucher kommt aus
dem Alpenland. Das sind fast 1,5 Millio-
nen. Jedes Jahr. 27 Prozent aller Hotel-
buchungen – also etwa 400 000 von rund
anderthalb Millionen – nehmen Schwei-
zer vor. Diese Zahl lag vor sechs Jahren
schon einmal höher, bei 38 Prozent; aber
bei den Übernachtungen scheint der Pla-
fond erreicht: In Zahlen kämen zwar
immer noch gleich viele Schweizer in die
Resorts,teilt derEuropa-ParkaufAnfrage
mit. Da es mittlerweile aber mehr Zim-
mer gebe, sei der prozentuale Anteil ge-
sunken. Dafür seien sie bei Premiumpro-
duktenabsolut führend,heisst es ausRust.

Womöglich sorgt die unternehme-
rische Kraft, die auch in der (bürger-
lichen) Schweiz als Vorbild des Erfolgs
gilt, für dieBeliebtheit desEuropa-Parks.
Die Eigenständigkeit, sich bloss nie in
Abhängigkeit begeben. Grosse Investi-

tionen – 180 Millionen Euro für einen
WasserparkmitsamtHotel –werdenwie
selbstverständlich getragen. Und Repa-
raturkosten nach einem Grossbrand –
über 50 Millionen – zumindest in der
Öffentlichkeit klaglos hingenommen.

Das klingt nach Schweizer Mentali-
tät, das wird offensichtlich geschätzt, ge-
nauso wie das Produkt, das angeboten
wird. Jedes Holztäfelchen, jede Blume
ist selbst ausgesucht, immer wird ver-
bessert (das ist vor allem in der Gas-
tronomie in der letzten Dekade gelun-
gen), aber nie wirkt der Park parfü-
miert, übertrieben kitschig. Natürlich,
am Ende wird eine heile Welt insze-
niert, aber trotzdem möglichst nah an
der Lebensrealität der Menschen. Die
Jubiläumshymne zum 50. Geburtstag
hat DJ Bobo komponiert.

Dass es passt mit den Macks und
der Schweiz, wird schon früh klar. Das
Unternehmen investiert im Kleinstaat,
auch privat reist man immer wieder hin,
die Kinder von Roland Mack haben in
Luzern und Basel studiert. Der Patron
reist gerne ins Wallis. Keine Über-
raschung also, ist das Wallis als The-
mengebiet im Park überrepräsentiert.
Das «Walliser Dorf» gilt als eigeneWelt.
Mack ist Ehrenbürger der Gemeinde
Chandolin imVal d’Anniviers. Nach den
schweren Unwettern in Gondo im Jahr
2000 lud er tausend Walliser Kinder in
den Europa-Park ein.

Manchmal wirkt Roland Mack sogar
eher wie ein Schweizer als wie ein Deut-
scher. Zumindest verhält er sich so. In
Deutschland erscheint er wie ein Ana-
chronismus. Seit Jahren klagt er über die
Überregulierung, über die Kleingeistig-
keit der Bundesrepublik.

Verantwortung gehört dazu

Als er im Sommer 2022 der «Basler Zei-
tung» ein Interview gab, sprach er die
Probleme für dieWirtschaft klar an.Und
er sagte auch: «Was mir Sorge macht, ist
dasWort ‹Work-Life-Balance›.Da kom-
men 25-Jährige und wollen nur dreiTage
arbeiten – dabei haben die das ganze Le-
ben noch vor sich, könnten hier etwas
werden, Verantwortung übernehmen,
Karriere machen.» Danach wurde ihm
wochenlang eine rückständige Haltung
unterstellt, auch in der Schweiz. Heute
kritisiert ihn kaum mehr jemand.

Ziemlich eidgenössisch mutet auch
seine Erkenntnis an, dass sich die
Unternehmer wieder mehr in den poli-
tischen Prozess einmischen sollten, was
ihnen aufgrund der Bürokratie zuneh-
mend verunmöglicht werde. Das sind
Ingredienzien, die die Familie Mack
verkörpert und in denen sich auch
der Schweizer wiedererkennt. Viel-
leicht ist, wenn auch unbewusst, der
Europa-Park auch darum ein helveti-
scher Sehnsuchtsort geworden.

Roland Mack
Gründer und Patron
des Europa-ParksN

ZZ

Liechtensteins Medienlandschaft – ein Sanierungsfall
Mit der Meinungsvielfalt ist es im Fürstentum nicht mehr weit her – jetzt präsentiert die Stiftung Zukunft.li neue Förderideen für Zeitungen und Radio

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Bis vor drei Jahren galt Liechtenstein
als eine Art Modell. Den etwas mehr
als 40 000 Einwohnern standen mit
dem «Volksblatt» und dem «Vaterland»
zwei Tageszeitungen zur Information
und Unterhaltung zur Verfügung. Zur
Medienvielfalt trugen auch das öffent-
lichrechtliche Radio Liechtenstein und
der privat finanzierte Fernsehkanal
1FLTV bei, begleitet von der Sonntags-
zeitung «Liewo» und demMonatsmaga-
zin «Lie:Zeit», die gratis in den Brief-
kästen landeten. Mit dem «Landesspie-
gel» etablierte sich zudem ein Online-
Medium, das ausschliesslich auf digital
verbreitete Informationen setzt.

Drei Jahre später ist aus dem Son-
derfall ein Sanierungsfall geworden.Das
«LiechtensteinerVolksblatt», die älteste
Tageszeitung, musste 2023 aus finan-
ziellen Gründen eingestellt werden. Ein
Jahr später verlor Radio Liechtenstein
die gesetzliche Grundlage als öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalt und büsste
damit die weitgehend staatliche Finan-
zierung ein. Die Oppositionspartei

Demokraten pro Liechtenstein hatte er-
folgreich eine Initiative zur Aufhebung
des öffentlichrechtlichen Status lanciert.
Die mit dieser Initiative verbundene
Hoffnung auf einen privat finanzierten
Radiosender hat sich jedoch bisher nicht
einmal ansatzweise erfüllt.

Unzufriedenheit nutzen

Die Klagen über denVerlust anMedien-
vielfalt und dieVerarmung der Medien-
landschaft Liechtensteins sind unüber-
hörbar. Insbesondere in den politischen
Parteien, von denen bisher jedoch keine
konkreten Schritte zur Verbesserung
an die Öffentlichkeit durchgedrungen
sind. Nun legt die gemeinnützige Stif-
tung Zukunft.li, die sich als liberaler
Think-Tank für aktuelle Themen der
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik
versteht, eine umfangreiche Studie vor.

«Wir fühlen den Wert der Dinge
erst, wenn wir sie verlieren», bringt die
Zukunftsstiftung ein weitverbreitetes
Unbehagen in der Öffentlichkeit über
die ausgedünnte Medienlandschaft auf
den Punkt. Diese Unzufriedenheit gelte

es zu nutzen, alsAnstoss für neue Ideen
und Initiativen,welche die Unabhängig-
keit der Medien sicherten und die Mei-
nungsvielfalt stärkten.

Allein die Erhaltung der geschrumpf-
ten Medienlandschaft wird ohne Zu-
schüsse des Staates nicht zu verwirk-
lichen sein, geschweige denn eine Aus-
weitung in Richtung einer stärkeren
Medienvielfalt. Im Rechnungsjahr 2024
flossen Fördermittel in der Höhe von
4,4 Millionen Franken an die Medien-
branche. Sollte es neue Anbieter geben,
die dieMedienvielfalt ausweiten wollen,
dürfte die bisherige Förderungssumme
kaum ausreichen.

Doch einfach wird dieser Weg nicht
werden, wie ein Blick zurück zeigt. Die
Initiative zur Privatisierung von Radio
Liechtenstein wurde erfolgreich mit der
Begründung lanciert, der Staatsbeitrag
an den Radiosender sei zu hoch.Mit die-
ser Argumentation konnte eine Mehr-
heit des Stimmvolkes gewonnen wer-
den, obwohl die Regierung vor der Ab-
stimmung gewarnt hatte, die Privatisie-
rungsinitiative führe zur Abschaffung
des Senders.

Als Idealkonzept, damit Medien un-
abhängig vom Einfluss des Staates oder
einzelner Privatinteressen tätig sein
können, wird ein «Schulterschluss pri-
vater Geldgeber» vorgeschlagen. Kon-
kret wird die Gründung einer philan-
thropischen «Stiftung für Meinungsviel-
falt» zur Verbreiterung der Trägerschaft
für die einzige Tageszeitung vorgeschla-
gen. Das «Liechtensteiner Vaterland»
gehört einer Stiftung der «Vaterländi-
schen Union», der derzeitigen Mehr-
heits- undRegierungspartei.Als Gegen-
gewicht schlägt die Studie den Aufbau
einer «zweiten Stimme» vor: die Grün-
dung einer neuen unabhängigen Zei-
tung zurVerstärkungderMeinungs- und
Medienvielfalt.

Demokratie statt Bürokratie

Um dem Zielkonflikt des staatlichen
Förderungssystems zwischen Ziel-
genauigkeit der Förderung und Unab-
hängigkeit der Medien zu entgehen,
spricht sich die Studie für eine demo-
kratische Fördervergabe anstelle der
bisherigen Bürokratie aus. Nicht mehr

eine staatliche Institution sollte für die
Zuteilung der Förderung zuständig sein,
sondern die Bevölkerung: Jede steuer-
pflichtige Person könnte nach diesem
Modell in der Steuererklärung angeben,
welches Medium aufgrund seines Bei-
trags zur Vielfalt gefördert werden soll.

Neue Medienunternehmen können
bereits jetzt von einerAnschubfinanzie-
rung des Staates profitieren. Die Studie
schlägt eineWeiterführungdieserFörde-
rung vor, doch sollte das Ziel nicht sein,
möglichst viele Startups zu unterstützen.
Vielmehr gelte es, tragfähige Geschäfts-
modelle, die sich möglicherweise schon
im Ausland bewährt haben, zu fördern.
Vorstellbar wäre laut der Studie eine
Kooperation des Staates mit einer Stif-
tung oder einem Fonds, um den För-
derungsprozess zu organisieren. Damit
könnte eine politische Einflussnahme
bei der Vergabe der Förderungsmittel
verhindert oder verringert werden.

Gerald Hosp, Theresa Goop, Thomas Lorenz
(2025): «Journalismus im Kleinstaat. Für eine
zukunftsorientierte Medienlandschaft.» Stif-
tung Zukunft.li. Ruggell.

Eine inszenierte heileWelt, aber nicht überklischiert: die Fassade des Europa-Parks. FINLEY MÖRCH / IMAGO Eine Reihe vonAchterbahnen ist Teil des Vergnügens. CHRISTIAN BEUTLER
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Ja oder Nein zu den EU-Verträgen?
Für die FDP naht der Tag der Entscheidung an der Delegiertenversammlung

CHRISTINA NEUHAUS

Karin Keller-Sutter wird an der Dele-
giertenversammlung ihrer Partei am
kommenden Samstag nicht auftreten.
Ursprünglich hätte die Bundespräsi-
dentin am Wochenende zusammen
mit Wirtschaftsminister Guy Parme-
lin die Jahrestagung des Internationa-
len Währungsfonds und der Weltbank
in Washington besuchen sollen. Wegen
eines Todesfalls in der Familie kann sie
aber nicht hinreisen.

Die Bundespräsidentin stellt sich
nicht gegen die Verträge, aber sie hat
sich in der Landesregierung dafür ein-
gesetzt, dassVolk und Kantone über den
institutionellen Teil abstimmen können
sollen. Das Ständemehr ist die Rück-
versicherung der Skeptiker und Unent-
schlossenen. Wenn schon ein Ja, dann
ein doppelt abgestütztes. Der Bundes-
rat entschied anders: Nur das Volk soll
abstimmen. Es sei denn, die Bundesver-
sammlung entscheide anders.

Ein sanfter Animator

Nun liegt es an Ignazio Cassis, seine Par-
tei auf den Kurs des Bundesrats zu brin-
gen. Nach langem Schweigen hat der
Aussenminister wieder in seine Rolle
als oberster Fürsprecher der Verträge
gefunden. Er interpretiert sie irgendwo
zwischen Einpeitscher und «gentil ani-
mateur». Und jetzt alle: Ja zu Europa!

Cassis weiss, dass er überzeugen
muss, wenn die FDP am Samstag ein
klares Bekenntnis zu den EU-Verträ-
gen ablegen soll. Denn die Basis ist ge-
spalten. Sie teilt sich in Enthusiasten,
Skeptiker und Unentschlossene. Die
Enthusiasten kämpfen an allen Fronten
für ein Ja. Im Hintergrund stehen sich
bezahlte Kommunikationsberater mit-
unter gegenseitig im Weg. Wer bringt
noch ein Interview mit einem Befür-
worter unter?Wer kann einen weiteren
Leserbrief platzieren?

Gleichzeitig lassen die gut vernetzten
Skeptiker keine Gelegenheit aus, Kritik
zu üben. Auf jedes publizierte Testimo-
nial der Befürworter folgt eine öffent-
liche Gegenrede.

Dazwischen stehen die Unentschlos-
senen und die Gelassenen. Unsicher,
was sie höher gewichten sollen: den
europapolitischen und wirtschaftlichen
Nutzen derVerträge oder die Einbussen
bei der Souveränität und der demokrati-
schen Mitwirkung.

Die FDP ist die einzige Partei, die
ehrlich genug ist, ihre Spaltung in die-
ser Frage öffentlich zu machen.Die SVP

war schon immer gegen neue Verträge
mit der EU, die Grünliberalen waren
schon immer dafür.

Die SP wiederum schlug eine atem-
beraubende Volte: Erst war sie für den
EU-Beitritt und für den Rahmenvertrag.
Dann war sie gegen ein institutionelles
Abkommen, weil der Lohnschutz unge-
nügend sei. Mittlerweile ist die Lohn-
schutzmaschinerie gesichert, und die
Sozialdemokraten sind zumindest offi-
ziell in den Schoss der Befürworter zu-
rückgekehrt. Besonders einfach macht
es sich die Mitte, die mindestens so
zerrissen ist wie die FDP. Sie schweigt
und handelt das Dossier an der Par-
teispitze ab.

Noch einmal eine Diskussion

Dem scheidenden FDP-Präsidenten
Thierry Burkart war vonAnfang an be-
wusst, wie weit die Ansichten in seiner
Partei auseinandergehen. Deshalb liess
er einen Arbeitskreis bilden, in dem
sich Skeptiker und Zuversichtliche aus-
tauschen sollten. Weil sich die Mitglie-

der der Gruppe nicht einigen konnten,
werden sie ihreArgumente am Samstag
separat vortragen. Gleichzeitig erhalten
die Delegierten ausreichend Gelegen-
heit, Fragen zu stellen und zu diskutie-
ren. Am Schluss wird abgestimmt: Ja?
Nein? Oder Ja mit Ständemehr?

Parteipräsident Burkart war ein Kri-
tiker des alten Rahmenvertrags. Über
die neuen EU-Verträge hat er öffent-
lich nie ein schlechtes Wort verloren.
Die Umsicht, mit der die kommende
Delegiertenversammlung geplant ist,
ist ein letztes Geschenk an seine Par-
tei. Dank der offenen Ausgangslage ist
die FDP heute in der viel besseren Posi-
tion als vor der Abstimmung über den
Beitritt zum Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR).

Die Partei hatte sich offiziell für den
EWR-Beitritt ausgesprochen, aber sie
blieb gespalten. Später sollte sich zeigen,
dass Christoph Blocher, der das Nein-
Lager anführte, die Abstimmung ohne
die liberalen Widerständler nie gewon-
nen hätte:Am 6.Dezember 1992 wurde
der Vertrag mit 50,3 Prozent Nein-

Stimmen knapp abgelehnt. Unter der
Führung von Nationalrat Jean-Pierre
Bonny hatten sich mehrere FDP-Grös-
sen öffentlich gegen den EWR-Bei-
tritt eingesetzt. Die Wählernachbefra-
gung ergab später, dass rund 40 Pro-
zent der FDP-Sympathisanten mit Nein
gestimmt hatten.

Ein langes Ringen

Bei den Befürwortern eines Beitritts
hatte die Niederlage von 1992 eine
tiefe Wunde hinterlassen. 1995 wurde
die Gegenrevolution ausgerufen. Vor
dem Parteitag in Interlaken reisten die
Europafreunde busweise an. Dann ge-
schah das, was der damalige Parteipräsi-
dent, Franz Steinegger, unbedingt ver-
hindern wollte.Die Partei beschloss den
mittelfristigen EU-Beitritt. Erst fünf-
zehn Jahre danach, im Jahr 2010, gelang
es der FDP,diesen Entscheid rückgängig
zu machen.

Ein knappes Jahrzehnt später ging
das Ringen erneut los. Der Bundes-
rat wollte mit der EU ein institutionel-

les Abkommen schliessen, und die FDP
war skeptisch. Die Parteileitung ten-
dierte zwar zu einem Ja, aber sie hatte
Vorbehalte: zur Guillotine-Klausel, zur
Unionsbürgerrichtlinie, zur Regelung
der staatlichen Beihilfen.

Doch an der Fraktions-Retraite vom
23. Februar 2019 in Engelberg über-
nahm PhilippMüller das Ruder.Vor sei-
nerWahl zum Parteipräsidenten hatte er
den Entscheid zwischen dem Rahmen-
abkommen und einer Eiszeit mit der
EU noch als «Wahl zwischen Pest und
Cholera» bezeichnet.Als Parteichef war
Müller jedoch einer der feurigsten Be-
fürworter des Vertrags. In Engelberg
hielt er ein flammendes Plädoyer, das

dann später von den Delegierten be-
stätigt wurde. Allerdings stand der Ver-
trag unter einem schlechten Stern. Am
26.Mai 2021 brach der Bundesrat die
Verhandlungen mit der EU ab. Der
Rahmenvertrag war damit Geschichte.

Ein Nein ist unwahrscheinlich

Nun nimmt die Schweiz erneut einen
Anlauf. Die neuen EU-Verträge sind
deutlich besser als das alte Rahmen-
abkommen. Doch auch sie enthalten
Elemente, die für die FDP schwer zu
akzeptieren sind. Ein Nein der Dele-
gierten ist allerdings unwahrscheinlich.
Die FDP ist eineWirtschaftspartei, eine
Nein-Parole wäre nur schwer zu erklä-
ren und noch schwerer auszuhalten.

Die grosse Frage ist, wie deutlich das
erwartete Ja ausfallen wird und ob es
mit der Empfehlung für eine Abstim-
mung mit Ständemehr verknüpft wird.
Der weitere Verlauf der innerpartei-
lichen Diskussion hängt vom Geschick
des neuen Führungsduos, Susanne Vin-
cenz-Stauffacher und Benjamin Mühle-
mann, ab. Eine Partei darf sich im Vor-
feld einerAbstimmung unterschiedliche
Ansichten erlauben – eine liberale erst
recht. Schwierig wird es erst, wenn die
unterlegene Minderheit den Entscheid
der Mehrheit nicht akzeptiert.

Thierry Burkart ist der einzige Parteipräsident, der eine kontroverse Meinungsbildung zu den EU-Verträgen zuliess. TIL BÜRGY / KEYSTONE

Zwischen Zürich und München sind Verspätungen häufig –
jetzt fahren noch mehr Züge auf der Strecke
Wegen der Unterbrechung der Arlberglinie wird der Verkehr umgeleitet – gleichzeitig sperrt die DB auch eine Alternativverbindung für den Güterverkehr

TOBIAS GAFAFER

Kaum ein Tag vergeht, ohne dass es
im Eurocity-Verkehr zwischen Mün-
chen und Zürich zu grossen Verspä-
tungen kommt. Züge erreichen ihr Ziel
wiederholt erst gut eine Stunde später.
Die eingleisige Strecke der Deutschen
Bahn (DB) von Hergatz bei Lindau
über Memmingen nach Buchloe ist ein
Nadelöhr.Verspätungen übertragen sich
rasch auf weitere Züge. Liegen die Ver-
spätungen bei der Ankunft im Grenz-
bahnhof St.Margrethen über einer ge-
wissen Schwelle, verpassen die Züge in
der Schweiz ihre Slots. Sie müssen lang-
sameren Zügen hinterherfahren,was die
Verspätung noch grösser macht.

Trotzdem muss die Strecke von
Lindau über Memmingen nach Buchloe
nun noch zusätzlichen Verkehr verkraf-
ten. Seit dem 6. Oktober und noch bis
zum 2. November ist dieArlbergstrecke
zwischen Bludenz und Ötztal gesperrt –
sie ist die einzige Bahnverbindung zwi-
schen dem Vorarlberg und dem rest-

lichen Österreich. Die Österreichischen
Bundesbahnen (ÖBB) führen Bauarbei-
ten aus, es verkehren Ersatzbusse.Unter
anderem sanieren sie eine Lawinen-
schutzgalerie und bauen einen Bahnhof
um.Wie die Deutsche Bahn sperren die
ÖBBBahnstrecken vermehrt total, statt
bei laufendem Betrieb zu bauen.

Ungenügende Koordination

Der Eurocity «Transalpin» von Zürich
nach Graz wird über Lindau und Mem-
mingen umgeleitet, ebenso die bei-
den Nightjet-Nachtzüge nach Wien
und Zagreb. Pro Tag sind es sechs Per-
sonenzüge, die die ÖBB umleiten. Zu-
dem muss die Strecke der DB zusätz-
lichen Güterverkehr aufnehmen. Wäh-
rend früherer Totalsperrungen der Arl-
berglinie diente die nicht elektrifizierte,
aber doppelspurige Allgäubahn von
Lindau über Kempten nach Buchloe als
Ausweichstrecke für Güterzüge. Das ist
nun nicht möglich.Bis Ende Oktober ist
diese Linie zwischen Oberstaufen bezie-

hungsweise Oberstdorf und Kempten
gesperrt. Die DB erneuert die Geleise.

Verlader im Güterverkehr kritisie-
ren seit längerem, dass die Bahnen Bau-
arbeiten und Streckensperrungen unter-
einander zu wenig absprechen.Die ÖBB
und die DB betreiben die EC-Züge von
Zürich nachMünchen imKooperations-
modell mit den SBB.Die Bahnen müss-
ten ein Interesse daran haben, Sperrun-
gen gut zu koordinieren.

Die ÖBB-Infrastruktur undDB Infra
Go, die deutsche Netzbetreiberin, sprä-
chen sich regelmässig ab, besonders im
Hinblick auf die Generalsanierung des
DB-Netzes ab dem Jahr 2026, sagt der
ÖBB-Sprecher Christoph Gasser-Mair.
Den ÖBB sei bewusst, dass die Linie
von Lindau über Memmingen bereits
gut ausgelastet sei.Die Zusatzbelastung
durch den Personenverkehr wegen der
Arlbergsperre sei jedoch gering. Die
Nachtzüge würden ausserhalb der Be-
triebszeiten der EC-Züge verkehren.

Planmässig leiten die ÖBB proWerk-
tag zudem elf Güterzüge um. Davon sei

ein grosser Teil in der Nacht zwischen
den Wirtschaftszentren unterwegs, sagt
Gasser-Mair. Für die nicht elektrifizierte
Allgäubahn gelte ausserhalb der Be-
triebszeiten des Personenverkehrs eine
Nachtsperre. Die Strecke sei zudem nur
bedingt als Alternativroute für schwere
Güterzüge geeignet, da sie steigungs-
und kurvenreich sei. Die Strecke über
Memmingen sei elektrifiziert und von
der Topografie her einfacher.

Ohne die Allgäubahn

Eine Sprecherin der DB sagt, die Bau-
arbeiten seien langfristig geplant und
mit den internationalen Partnern ko-
ordiniert worden. Die Fahrtrassen für
Arlbergzüge seien abgestimmt wor-
den. Umleitungen über die Allgäubahn
seien ausgeschlossen. In der Regel wür-
den diese über elektrifizierte Strecken
erfolgen.

Bei früheren Sperrungen der Arl-
bergstrecke diente die Allgäubahn
allerdings als Ausweichstrecke für den

Güterverkehr, das letzte Mal erst im
vergangenen Frühling. In früheren Jah-
ren, bevor die Strecke überMemmingen
elektrifiziert war, leiteten die ÖBB und
die DB im grösseren Stil lange Güter-
züge um. Zum Einsatz kamen remoto-
risierte Diesellokomotiven der DB, die
noch von der Deutschen Reichsbahn
stammen und zu DDR-Zeiten in der
Ukraine gebaut wurden. Die schwe-
ren Maschinen, im Eisenbahnerjargon
«Ludmilla» genannt, gehören bis heute
zum Bestand der DB.

Dass betrieblich überhaupt Umlei-
tungen ohne Dieseltraktion via Mem-
mingen möglich sind, ist der Schweiz zu
verdanken. Diese hat die Elektrifizie-
rung der Strecke mitfinanziert – aller-
dings nicht für den Güterverkehr, son-
dern um die Schweiz ans internationale
Hochgeschwindigkeitsnetz anzuschlies-
sen. Die Kapazität der Strecke wurde
aber nicht erhöht. Deshalb können die
Neigezüge, die die SBB zwischen Zürich
und München einsetzen, nicht in Dop-
peltraktion verkehren.

Die FDP-Basis ist
gespalten. Sie teilt sich
in Enthusiasten,
Skeptiker
und Unentschlossene.


